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B6HZ: nein

AVB für erweiterte Unfalltod-Zusatzversicherung 
(eUZB) § 4

Krankheiten oder Gebrechen führen nur dann zu einer Ein­
schränkung der Leistungspflicht des Versicherers nach § 4 
eUZB, wenn sie neben dem Unfall zur Herbeiführung des Todes 
mitgewirkt haben, nicht dagegen, wenn sie für den Unfall ur­
sächlich waren.

BGH, Urteil v. 7. Juni]1989 - IVa ZR 137/88 - OLG Celle
LG Verden
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Der IVa t des Bundesgerichtshofes hat auf die
mündliche Verhandlung vom 7. Juni 1989 durch die Richter 
Rottmüller, Dr. Langi, Dehner, Dr. Schmidt-Kessel und 
Dr. Ritter

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 8. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Celle 
vom 23. März 1988 aufgehoben.

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil der 
8. Zivilkammer des Landgerichts Verden vom 
8. April 1987 wird zurückgewiesen.

Auf die Anschlußblerufung der Klägerin wird die 
Beklagte verurteilt, an die Klägerin 5,5% Zinsen 
aus den vom Landgericht zuerkannten 100.000 DM 
ab dem 1. September 1986 zu zahlen.

Die Beklagte trägt die Kosten beider Rechtsmittel.

Der verstorbene Ehemann der Klägerin, der Schlachter

klagten eine Lebensversicherung mit erweiterter Unfalltod- 
Zusatzversicherung ab.l Dem Vertrag lagen die Allgemeinen
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Versicherungsbedingungen der Beklagen für die Kapitalversi­
cherung und die Bedingungen für die erweiterte Unfalltod-Zu-
satzversicherung (eUZB) zugrunde. Die Klägerin ist Bezugsbe-

, . irechtigte.

einem bösartigen metastasierenden Tumor im linken Oberschen­
kel, einem sogenannten Rhabdomyosarkom, das trotz sofortiger 
Operation nicht nachhaltig entfernt werden konnte. Auch eine 
weitere Operation im November 1985 war erfolglos. Die Er­
krankung war sehr schmerzhaft, die ärztliche Prognose von 
Anfang an ungünstig, was der Ehemann der Klägerin wußte. Im 
Dezember 1985 wurde er auch über die Erfolglosigkeit der 
zweiten Operation und darüber aufgeklärt, daß seine Erkran­
kung unheilbar sei. Gleichwohl hatte er die Hoffnung, Hei­
lung in der Paracelsusklinik in HaIHBBi zu finden; er ließ 
sich im Dezember 1985 über seinen Hausarzt einen Termin für 
Anfang 1986 geben. i

Am Vormittag des 31. Dezember 1985 verließ der Ehemann

erklärte - sich von seinem Hausarzt eine Spritze geben zu 
lassen. Gegen 11.30 Uhr kam er mit seinem von ihm gelenkten 
PKW auf der zweispurigen, geraden und trockenen Bundesstraße

Grünstreifen und einen befestigten Radweg und prallte 
schließlich ungebremst frontal gegen einen Straßenbaum. Die 
Kollisionsgeschwindigkeit betrug mehr als 150 km/h. Der Ehe­
mann der Klägerin verstarb noch an der Unfallstelle.

Der Ehemann der Klägerin l|.tt seit September 1984 an

der Klägerin seine Wohnung,

51 nach rechts von der Fahrbahn, fuhr geradeaus über einen
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Die Beklagte zahlte zwar die Lebensversicherungssuitune 
an die Klägerin aus, verweigerte aber mit Schreiben vom 
26. April 1986 die Zahlung der Unfalltod-Zusatzversicherung, 
weil der Ehemann der Klägerin sich selbst getötet habe.

I
Der Klage auf Zahlung von 100.000 DM hat das Landge­

richt stattgegeben. Hiergegen hat die Beklagte Berufung ein­
gelegt, die Klägerin Anschlußberufung mit dem Ziel, ihr zu­
sätzlich 5,5% Zinsen auf 100.000 DM seit dem 1. September 
1986 zuzusprechen. Das Oberlandesgericht hat auf die Beru­
fung der Beklagten die Klage abgewiesen und die Anschlußbe­
rufung der Klägerin zurückgewiesen.

Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihre Schlußan­
träge aus der II. Instanz weiter.

Entscheidunqsqründe:

Das Berufungsgericht würdigt die Umstände des Todes und 
der Obduktion zusammenfassend dahin, daß der Ehemann der 
Klägerin entweder freiwillig aus dem Leben geschieden sei 
oder einen Fahrfehler begangen habe, der auf einem Krampfan­
fall oder auf einer Störung seiner Aufmerksamkeit durch 
plötzlich einsetzende krankheitsbedingte Schmerzen beruht 
habe. Er habe sich mit großer Wahrscheinlichkeit selbst ge­
tötet; dafür spreche der Ablauf des Unfalls und die tödliche 
Erkrankung, die als Motiv für eine Selbsttötung in Betracht 
komme. Allerdings sei die für den Beweis der Selbsttötung 
erforderliche praktische Gewißheit nicht gegeben, weil an­
dere Ursachen für den Zusammenstoß des Fahrzeugs mit dem
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Straßenbaum nicht auszuschließen seien. Nach dem Obduktions­
protokoll komme bei dem Leidenszustand des Verunglückten ein 
epileptischer Anfall in Betracht, der durch eine Geschwulst­
embolie habe ausgelöst werden können. Möglicherweise habe 
der Ehemann der Klägerin auch die Kontrolle über das Fahr­
zeug infolge einer akuten Durchblutungsstörung des Herzens 
verloren, die durch eine bei der linken Herzkranzschlagader 
festgestellte Sklerose eingetreten sein könne. Denkbar sei 
schließlich auch, daß er infolge eines plötzlichen heftigen 
Schmerzes die Kontrolle über sein Fahrzeug verloren habe. 
Andere Ursachen der Kollision schieden dagegen aus.

In allen diesen Fällen ist die Beklagte nach Auffassung 
des Berufungsrichters leistungsfrei. Sei der Verstorbene 
freiwillig aus dem Leben geschieden, so liege kein Unfall 
vor. Habe ein epileptischer Anfall oder eine Durchblutungs­
störung des Herzens zu dem|Unfall geführt, so sei der Tod 
durch einen Krampfanfall im Sinne des § 3c eUBZ verursacht 
worden, was die Leistungspflicht der Beklagten ebenfalls 
ausschließe. Habe er schließlich infolge eines plötzlichen 
heftigen Schmerzes die Kontrolle über sein Fahrzeug verlo­
ren, so sei ein derartiger Anfall auf seine Krankheit zu­
rückzuführen, die dann mit mindestens 90% seinen Tod herbei­
geführt habe. Auch in diesem Falle sei die Beklagte nach § 4 
eUZB leistungsfrei.

Diese Auslegung des § 4 eUZB ist unzutreffend.
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Diese Klausel lautet:

"§ 4 Einschränkung der Leistungspflicht
iHaben zur Herbeiführung des Todes neben dem 

Unfall Krankheiten oder Gebrechen mitgewirkt, 
so wird bei einer geringeren als 90%igen, 
jedoch mehr als 50%igen Mitwirkung die Un- 
falltod-Zusatziversicherungssumme nur in hal­
ber Höhe, bei [einer mindestens 90%igen Mit­
wirkung keine Unfalltod-Zusatzversicherungs­
summe gewährt."I.- '
Das Berufungsgericht legt diese Klausel dahin aus, daß 

sie auch dann Anwendung finde, wenn die Krankheit für den 
Unfall ursächlich geworden ist. Das widerspricht indessen 
sowohl dem Wortlaut wie dem Sinnzusammenhang der Klausel.
Der Wortlaut stellt darauf ab, ob eine Krankheit zur Herbei­
führung des Todes, also der Unfallfolge, mitgewirkt hat.
Zwar ist auch eine Krankheit, die den Unfall herbeigeführt 
hat, damit ursächlich für die Unfallfolgen geworden. Die 
Klausel stellt aber Krankheiten oder Gebrechen auf der einen 
Seite neben den Unfall auf der anderen Seite und bringt da­
mit zum Ausdruck, daß es auf die Ursache des Unfalls nicht 
ankommt. Krankheiten oder Gebrechen führen nur dann zu einer 
Einschränkung der L^istungspflicht, wenn sie neben dem Un­
fall zur Herbeiführung des Todes mitgewirkt haben, also un­
mittelbar für die 1 Unfallfolge mitursächlich geworden sind. 
Das gleiche Ergebnis ergibt sich auch aus dem Sinnzusammen­
hang der Klausel. Der vorangegange § 3 der Versicherungsbe­
dingungen handelt nämlich von Ausschlüssen von der Versiche­
rung, wenn der Unfall auf bestimmten Ereignissen beruht 
(Kriegsereignisse, Ausführung von Verbrechen, Schlaganfälle 
und Krampfanfälle, die den ganzen Körper des Versicherten 
ergreifen, Geistes- und Bewußtseinsstörungen, auch soweit



diese durch Trunkenheit verursacht sind). Der folgende § 4 
handelt dagegen von einer Einschränkung der Leistungs­
pflicht, wenn bei der Herbeiführung der Unfallfolgen Krank­
heiten oder Gebrechen mitgewirkt haben. Es wäre nicht folge­
richtig, wenn hier auch eine Krankheit als Ursache des Un­
falls mit gemeint wäre.

Die Klausel entspricht im übrigen weitgehend § 10 
Abs. 1 AUB. Dort ist sprachlich noch klarer ausgedrückt, daß 
die Leistungspflicht nur dann eingeschränkt ist, wenn bei 
den Unfallfolgen Krankheiten oder Gebrechen mitgewirkt ha-iben. Zu dieser Klausel wird einhellig die Auffassung vertre­
ten, daß eine Mitwirkung von Krankheiten oder Gebrechen beim 
Unfallereignis selbst außer I Betracht bleibt (Wussow/Pürck- 
hauer, AUB 5. Aufl. § 10 Anm. 1; Grimm, Unfallversicherung 
§ 10 Rdn. 2).

i
Die Beklagte ist danach nicht nach § 4 eUZB leistungs­

frei. Das Berufungsurteil ist auch nicht aus anderem Grunde 
richtig. Der vom Tatrichter für möglich gehaltene Schmerzan­
fall des Verunglückten kann nicht als Bewußtseinsstörung im 
Sinne des § 3 der Bedingungen angesehen werden. Unter einer 
Bewußtseinsstörung ist eine Störung der Aufnahme- und Reak­
tionsfähigkeit zu verstehen, die auf Krankheit, Alkoholgenuß 
oder künstlichen Mitteln beruht und den Versicherten außer­
stande setzt, den Sicherheitsanforderungen seiner Umwelt zu 
genügen. Sie liegt dann vor, wenn die den Menschen bei nor­
maler Verfassung innewohnende Fähigkeit, Sinneseindrücke 
schnell und genau zu erfassen, sie geistig zu verarbeiten 
und auf sie sofort richtig zu reagieren ■, ernstlich beein­
trächtigt ist (BGHZ 18, 311). Daß ein etwaiger Schmerzanfall
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so heftig gewesen wäre, daß er zu einer derartigen Störung 
der Sinnestätigkeit geführt hätte, ist zumindest von der Be­
klagten nicht dargetan. Es kann sich um einen plötzlichen 
heftigen Schmerz gehandelt haben, der den Verunglückten 
durch seine Plötzlichkeit nur momentan abgelenkt hat. Die 
Ausschlußklausel, wäre dann nicht anzuwenden.

Das Berufungsurteil ist deshalb aufzuheben. Der Senat 
kann in der Sache selbst nach den tatrichterlichen Feststel­
lungen abschließend entscheiden, weil eine weitere Aufklä­
rung nicht zu erwarten ist. Nach der rechtsfehlerfreien tat­
richterlichen Würdigung ist eine Selbsttötung nicht erwie­
sen. Neben der Möglichkeit, daß der Unfall auf einer Bewußt­
seinsstörung beruhte, kann auch nicht ausgeschlossen werden, 
daß ein heftiger Schmerzanfall zu dem Unfall geführt hat. In 
diesem Falle wäre die Beklagte eintrittspflichtig. Sie hat 
danach den ihr obliegenden Beweis nicht geführt, daß sie we­
gen Selbsttötung oder, weil der Unfall durch eine Bewußt­
seinsstörung herbeigeführt wurde, leistungsfrei ist. Das 
Landgericht hat die Beklagte danach zu Recht zur Zahlung der 
vereinbarten Versicherungssumme verurteilt.
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Auf die Anschlußberufung der Klägerin sind ihr die be­
gehrten Zinsen als Verzugsschaden zuzusprechen. Es ist nach 
Sachlage hinreichend wahrscheinlich, daß sie - wie sie vor­
trägt - bei rechtzeitiger Auszahlung der Versicherungssumme 
diesen Betrag in Sparbriefen mit einem Zinssatz von 5,5% an­
gelegt hätte (§ 252 S. 2 BGB).

Rottmüller
i

Dr. Lang Dehner

Dr. Schmidt-Kessel Dr. Ritter
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